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Sehr geehrte Damen und Herren, 

in Niedersachen geht es um was. Das zeigen 
die Beschlüsse des Niedersächsischen 
Landtagses aus der letzten Plenarwoche. 

Insbesondere beschäftigt uns die Frage, wie 
wir die Neuverschuldung bis 2017 auf Null 
zurückführen können, um so die 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes  zu erhalten 
- und das  ohne die Bürgerinnen uns Bürger 
mit neuen oder höheren Steuern zu belasten. 
Dass wir das Schuldenmachen auf Kosten der 
nachfolgenden Generationen beenden 
müssen, ist mir und den Kollegen aus der 
CDU-Fraktion ein Kernanliegen. Wir müssen 
die Chancen nutzen, die sich durch den 
aktuellen Wirtschaftsaufschwung ergeben und 
unsere Ausgabenpositionen auf den Prüfstand 
stellen. Wir wollen keine Steuererhöhungen, 
die der Mittelschicht immer weniger Freiräume 
lassen. Wie wir das erreichen wollen, davon 
möchte ich Ihnen in diesem Newsletter gerne 
berichten. 

Darüber hinaus will ich Sie gerne informieren 
über Änderungen in der Niedersächsischen 
Bauordnung, den Beschluss zur Einführung 
eines Inklusionsgesetzes, Änderungen bei der 
Härtefallkommission und die Erfolge des 
Grünlandzentrums. 

Ich wünsche Ihnen viel Freude beim Lesen 
dieses Newsletters und stehe für Ihre 
Rückfragen und Anregungen 
selbstverständlich gerne zur Verfügung 

Ich wünsche Ihnen allen frohe Ostertage! 

 

 

Ihr Reinhold Hilbers 

Neuverschuldung bis 2017 stoppen 
Die CDU steht zur Schuldenbremse. Wenn wir 
jetzt den Konsolidierungskurs nicht 
entschlossen fortsetzen, gefährden wir die 
Zukunft unserer Kinder und Enkelkinder. 

 
Foto: Mit dem niedersächsischen Finanzminister Möllring. 

Die CDU-Landtagsfraktion hat bereits Anfang 
Februar 2012 einen Änderungsvorschlag zur 
Schuldenbremse vorgestellt. Um diese mit der 
erforderlichen qualifizierten Mehrheit 
umsetzen zu können, werden wir die 
Fraktionen von SPD und Grünen für die 
Woche nach Ostern zu weiteren Gesprächen 
einzuladen. Wir suchen weiterhin den 
Kompromiss. Wir wollen die 
Verfassungsänderung. Sollte sich die 
Opposition jedoch verweigern, werden wir die 
Schuldenbremse in der 
Landeshaushaltsverordnung verankern. Wir 
werden die Haushaltskonsolidierung 
vorantreiben und die Schuldenbremse 
einführen – mit oder ohne SPD. 

Der SPD-Entwurf für ein 
Neuverschuldungsverbot ist „unseriös“ und 
„fehlerhaft“. Die SPD will den Landeshalt nicht 
schrittweise durch Absenkung der 
Netttokreditaufnahme bis 2017 auf Null 
führen. Sie will in ihrem Entwurf bis 2020 noch 
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alle Investitionen aus Schulden finanzieren. 
Das bedeutet mindestens 4 Mrd. Euro mehr 
Schulden für das Land bis 2010. Das machen 
wir nicht mit.  Für die Zeit nach 2020 hat die 
SPD ein Schlupfloch für nicht rückzahlbare 
Schulden gelassen. Immer wenn 
Niedersachsen bei einnahmerelevanten 
Entscheidungen im Bundesrat überstimmt 
wird, will die SPD 4 Jahre lang dafür neue 
Schulden machen können. Das ist absurd. 
Auch alle anderen Länder müssen mit den 
Entscheidungen des Bundesrates arbeiten 
und haben nicht solche Schlupflöcher. Das 
widerspricht nicht nur der Gerechtigkeit 
gegenüber nachfolgenden Generationen, 
sondern ist verfassungsmäßig fragwürdig.  

Wohin ungezügeltes Schuldenmachen führe, 
hat das Beispiel Nordrhein-Westfahlen gerade 
nachdrücklich vor Augen geführt. In 
Niedersachsen können die Fraktionen von 
CDU und FDP auf echte 
Konsolidierungserfolge verweisen. Unter der 
SPD betrug Niedersachsens 
Neuverschuldung 2003 knapp drei Milliarden 
Euro. Seit dem Regierungswechsel haben wir 
die Neuverschuldung konsequent abgebaut 
und etwa 1,8 Milliarden Euro jährlich 
eingespart. Ohne die Weltwirtschaftskrise 
wäre das Ziel eines Haushaltes ohne neue 
Schulden bereits 2011 erreicht worden.  

Steuererhöhungen, wie sie in der SPD 
diskutiert werden, wird es mit uns nicht geben. 
Die SPD sieht in ihren programmatischen 
Aussagen Steuermehreinnahmen von 1,5 
Mrd. Euro pro Jahr für Niedersachsen vor. Um 
das Ziel zu erreichen, müsste der Bund 36 
Mrd. Euro mehr Steuern (10 % des 
Bundeshaushaltes) einnehmen.  Das 
wiederum bedeutet massive 
Steuererhöhungen für die breite Mitte. Das 
wird nicht  „durch ein paar Reiche“ 
einzunehmen sein. Die breite Mittel will aber 
keine Steuererhöhungen.  

Mehr Steuergerechtigkeit durch Abbau der 
kalten Progression 

Die niedersächsische CDU-Landtagsfraktion 
unterstützt die Pläne der Bundesregierung 
zum Abbau der kalten Progression. In ihrer 
jüngsten Fraktionssitzung hat die CDU-

Fraktion daher gemeinsam mit der FDP-
Landtagsfraktion einen Entschließungsantrag 
unter dem Titel „Mehr Steuergerechtigkeit für 
Niedersachsens Bürger – Kalte Progression 
abbauen“ auf den Weg gebracht. Wir wollen, 
dass den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern, gerade im Bereich der unteren 
und mittleren Einkommen mehr bleibt – vor 
allem wegen der moderaten Tarifsteigerungen 
während der weltweiten Finanz- und 
Wirtschaftskrise. 

Es ist schlicht eine Frage von Gerechtigkeit, 
dass wir bei einer Erhöhung des steuerfreien 
Existenzminimums auch den Steuertarif an 
sich anpassen. Ansonsten entstehen gerade 
im Bereich der unteren und mittleren 
Einkommen schleichende Steuererhöhungen 
zu Lasten der Bürger. Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung sieht vor, den 
Steuerfreibetrag ab 2013 in zwei Schritten um 
insgesamt 350 Euro auf 8354 Euro zu 
anzuheben.  

Für Steuererhöhungen bleibt nach wie vor die 
SPD zuständig. Wenn man die 
Mehreinnahmen erreichen will, mit denen die 
SPD rechnet, müsste die Bundesrepublik bis 
zu 30 Milliarden Euro mehr Steuern 
bekommen. Dass damit Steuererhöhungen 
insbesondere für die breite Mitte der 
Gesellschaft verbunden sind, kann man sich 
leicht ausrechnen. 

Veränderungen bei der 
Härtefallkommission sind erfreulich 

Die CDU-Landtagsfraktion begrüßt die 
Initiative für ein neues Bleiberecht sowie die 
Änderungen in der Härtefallkommission, die 
Niedersachsens Innenminister Uwe 
Schünemann jüngst bekannt gegeben hat. Die 
von uns mit der Härtefallkommission und dem 
Innenministerium geführten Gespräche haben 
sich ausgezahlt. Die vorgenommenen 
Änderungen in der Verordnung der 
Härtefallkommission sind erfreulich. Mit der  
Absenkung des Quorums für ein 
Härtefallersuchen und die Beschleunigung der 
Verfahren werden Härtefallverfahren schneller 
und einfacher. Beide Maßnahmen sorgen für 
mehr Transparenz und Akzeptanz der 
Kommissionsentscheidungen in der 
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Bevölkerung, das gilt auch für die Einrichtung 
eines Vorprüfgremiums und die Ausweitung 
der Informationspflichten. Künftig wird Heinz 
Janßen (ehem. Bürgermeister und 
Landtagsabgeordneter der CDU) aus Meppen 
in der Härtefallkommission mitarbeiten.  

Die CDU-Fraktion unterstützt den 
Innenminister zudem bei seiner 
Bundesratsinitiative für eine Änderung des 
Bleiberechts. Dass künftig für ein Bleiberecht 
von Flüchtlingen auch ihr Integrationswille und 
ihre Integrationsleistung in unsere Gesellschaf 
ausschlaggebend sein soll, fördert die 
Integration insgesamt. 

Viele Vereinfachungen durch neue 
Niedersächsische Bauordnung 

Bauen wird in Niedersachsen künftig sowohl 
für Bauherren als auch beteiligte 
Unternehmen unbürokratischer. Dafür sorgt 
die neu beschlossene Niedersächsische 
Bauordnung. Neben der Rechtsvereinfachung 
bringen wir auch die Deregulierung im 
Bauordnungsrecht voran. Das „vereinfachte 
Baugenehmigungsverfahren“ wird jetzt zum 
Regelverfahren. Damit haben die Bauherren 
mehr Freiheit und Eigenverantwortung, 
gleichzeitig werden aber auch die 
Bauaufsichtsbehörden entlastet.  

Ein weiterer Kernpunkt der Gesetzesnovelle 
ist die Einführung der Rauchmelderpflicht in 
Neubauwohnungen. Schlafräume und 
Kinderzimmer aber auch Flure, die als 
Rettungsweg dienen, müssen künftig mit 
mindestens je einem Rauchmelder 
ausgestattet werden. Die Pflicht zum Einbau 
obliegt dem Eigentümer der Wohnung, der 
Mieter muss die Geräte funktionsfähig halten. 
Mit der Rauchmelderpflicht machen wir 
Niedersachsens Wohnungen sicherer, die 
Menschen werden rechtzeitig gewarnt, sollte 
ein Feuer unter ihrem Dach ausbrechen. Für 
bereits errichtete oder genehmigte 
Wohnungen gilt eine Übergangsfrist zum 
Rauchmeldereinbau bis zum 31. Dezember 
2015. 

Mit dem Gesetz sorgen wir auch für eine 
höhere Familienfreundlichkeit in 
Niedersachsen: Schließlich muss künftig beim 

Bau von Gebäuden mit mehr als fünf 
Wohnungen ein Kinderspielplatz angelegt 
werden. Außerdem halbiert sich der 
Regelabstand zwischen einzelnen Gebäuden 
und Bauten von einer ganzen auf eine halbe 
Gebäudehöhe. Dadurch gewährleisten wir 
einen Mindeststandard und geben den 
Bauherren gleichzeitig größtmögliche 
Gestaltungsfreiheit. 

Die neue Niedersächsische Bauordnung wird 
zum 1. November 2012 in Kraft treten. 
Abweichend davon treten unter anderem die 
neuen Regelungen zu den Grenzabständen, 
den Rauchmeldern und den 
Kinderspielplätzen am Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes in Kraft. 

Klosterkammerpräsident hat Kloster 
Frenswegen besucht 

Foto: Zu Besuch im Kloster Frenswegen mit dem 
Klosterkammerpräsidenten Hans-Christian Biallas. 

 „Ich bin beeindruckt von den 
Umbaumaßnahmen am Kloster Frenswegen“, 
sagte der Präsident der Klosterkammer 
Hannover Hans-Christian Biallas bei einem 
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Baustellenbesuch des Nordhorner Klosters 
am Donnerstag. Der Umbau werde das 
Kloster langfristig stützen und helfen dessen 
Stellung als Bildungs- und Begegnungsstätte 
über die Grafschaft hinaus auszubauen. 
Biallas zeigte sich auch beeindruckt von der 
Organisation des Umbaus: „Die 
Professionalität der Umbaumaßnahmen zeigt, 
dass das Kloster Frenswegen engagierte und 
motivierte Mitarbeiter hat, die sich mit ihrer 
Arbeit und der Idee des Klosters 
identifizieren.“ 

Für mich ist klar: Die kirchlichen 
Bildungseinrichtungen haben einen 
entscheidenden Anteil an erfolgreicher 
Jugend- und Erwachsenenbildung. 
Institutionen wie das Kloster Frenswegen 
sichern ein vielfältiges und werteorientiertes 
Bildungsangebot. Die ökumenische 
Zusammenarbeit, die im Kloster praktiziert 
wird, ist vorbildlich. 

Ich hatte den Besuch des 
Klosterkammerpräsidenten mit dem Kloster 
Frenswegen organisiert. Die Klosterkammer 
unterstützt die aktuellen Umbaumaßnahmen 
mit 300.000 Euro. Die Bauarbeiten seien 
soweit vorangeschritten, dass die Gelder nun 
fließen könnten, sagte Biallas. Die 
Gesamtinvestitionen in Frenswegen belaufen 
sich auf über 4 Mio. Euro. Der Anteil des 
Landes Niedersachsen beträgt dabei ca. 2 
Mio. Euro. 

Inklusionsgesetz läutet Zeitenwende in 
Niedersachsen ein 

Mit dem vom Landtag mit breiter Mehrheit 
verabschiedeten Inklusionsgesetz ist in 
Niedersachsen eine Zeitenwende zur 
vollkommenen Teilhabe behinderter 
Schülerinnen und Schüler an unserer 
Gesellschaft eingeläutet worden.  

Das Gesetz zur inklusiven Schule ist ein 
wichtiges politisches Signal: Wir übernehmen 
als Parlament hierbei eine Vorbildfunktion und 
große Verantwortung. Inklusion wird in 
Niedersachsen in aller Konsequenz 
umgesetzt. 

Ein wichtiger Bestandteil des Gesetzes ist das 
Elternwahlrecht. Eltern können allein 
entscheiden, auf welche Schule sie ihr 
behindertes Kind schicken wollen. Das 
bedeutet auch, dass sie weiterhin die 
Möglichkeit haben, ihre Kinder in einer 
Förderschulen unterrichten zu lassen. 

Mit dem neuen Gesetz gehen für künftige 
inklusive Schulen optimale 
Unterrichtsbedingungen einher. Um die 
Klassengröße zu senken, werden alle Kinder 
mit Förderbedarf doppelt gezählt. Ferner 
werden die Förderstunden bis fünf Stunden 
pro Kind erhöht, hinzukommen jeweils fünf 
Sozialpädagogen-Stunden. Zur Unterstützung 
können sich Lehrer Integrationshelfer an die 
Seite stellen lassen. 

Damit die Inklusion alle Lebensbereiche 
erfassen kann, muss Barrierefreiheit als eine 
Leitthese des Gesetzes auch in die Köpfe der 
Menschen gelangen. Wenn sich das 
gesellschaftliche Bewusstsein in dieser Frage 
verändert, bin ich mir sicher: Die Inklusion 
wird gelingen. 

Grünland als Klima-, Tourismus- und 
Landwirtschaftsfaktor 

Bereits ein Jahr nach seiner Gründung kann 
Niedersachsens Grünlandzentrum in 
Ovelgönne auf eine positive Bilanz verweisen. 
Die Gründung des Grünlandzentrums ist eine 
wegweisende Entscheidung des Landes 
gewesen. Die Einrichtung trägt mit ihrer Arbeit 
dazu bei, das Einkommen in den küstennahen 
Grünlandregionen zu sichern – und das gilt 
nicht nur für die landwirtschaftlichen Betriebe.  

Das Grünland hat neben der Landwirtschaft – 
insbesondere der Milchviehhaltung – eine 
herausragende Bedeutung für Tourismus, 
Biodiversität sowie Klimaschutz. Daneben 
werden alternative Nutzungen, wie etwa im 
Bereich Bioenergie zunehmend wichtig. Durch 
die gute Vernetzung des Grünlandzentrums in 
internationale Forschungsverbünde und die 
Zusammenarbeit mit der landwirtschaftlichen 
Praxis könnten Lösungsansätze für ein 
nachhaltiges Wirtschaftswachstums erarbeitet 
werden.  



NEWSLETTER VON REINHOLD HILBERS, MDL | 1. APRIL 2012 | SEITE 5 

Ständig aktuelle Informationen finden Sie auf meiner Internetseite unter: www.reinhold-hilbers.de 
V.i.S.d.P.: Reinhold Hilbers, Wahlkreisbüro, Bahnhofstraße 21 a, 48529 Nordhorn, Telefon: (0 59 21) 99 14 40 

Niedersachsen ist sich der Bedeutung des 
Grünlandes bewusst. Wir werden weiterhin 
pragmatisch neue Wege gehen, um die 
Grünlandregionen zu entwickeln. 

Gülleverbringung bleibt sensibles Thema 
Die Behauptung der Grünen, dass zahlreiche 
Flächen Niedersachsens durch Gülle 
überdüngt seien, ist eine unnötige 
Skandalisierung. Das Thema 
Nährstoffverbringung ist problematisch – das 
ist längst bekannt. Daher ist der von den 
Grünen in bekannter populistischer Weise 
vorgestellte Sachverhalt auch kein Skandal. 
Skandalös ist hingegen, dass die Grünen den 
Eindruck erwecken wollen, die 
Landesregierung sei in dieser Frage untätig. 
Beispielsweise hat die Landesregierung eine 
Landesverbringungsverordnung für Gülle und 
Mist bereits auf den Weg gebracht sei.  

Gülle und Mist sind wertvolle Düngemittel. Im 
Sinne einer Ressourcen schonenden und 
nachhaltigen Landwirtschaft müssen wir die 
Verteilung dieser Nährstoffe effizienter 
gestalten. Der Transport von organischen 
Düngemitteln, wie etwa Geflügelmist, aus den 
Regionen mit hoher Tierhaltung ist in erster 
Linie den strengen Umweltauflagen 
geschuldet, die von Landwirten mehrheitlich 
gewissenhaft eingehalten werden. Jeder 
Landwirt muss – schon aus eigenem Interesse 
– sehr gewissenhaft mit diesem Thema 
umgehen. Anderenfalls drohen empfindliche 
Sanktionen. 

Neues Landesprogramm wird den Ausbau 
der Kleinkindbetreuung weiter 

voranbringen- Kommunen können jetzt 
Anträge stellen 

Seit Freitag können niedersächsische 
Kommunen über eine neue Förderrichtlinie 
zusätzliche Landeszuschüsse für den Ausbau 
von Betreuungsplätzen für unter Dreijährige 
beantragen. Das neue Landesprogramm im 
Umfang von 40 Millionen Euro wird den 
Ausbau der Kleinkindbetreuung in 
Niedersachsen weiter voranbringen. Wir 
unterstützen mit diesen zusätzlichen Mitteln 
die Kommunen, die ebenso erheblich in den 

Krippenausbau investiert haben. Damit stehen 
nun bis 2013 insgesamt rund 265 Millionen 
Euro Fördermittel für Investitionen in neue 
Krippen- und Tagespflegeplätze in 
Niedersachsen zur Verfügung - eine 
bestmögliche Unterstützung der 
niedersächsischen Kommunen zur 
Umsetzung des Rechtsanspruches ab 
Sommer 2013. Darüber hinaus trage das Land 
einen erheblichen Teil der laufenden 
Betriebskosten. 

 
Foto: Zu Besuch in einem Kindergarten in Lohne. 

Die Höhe der Zuschüsse beträgt für Plätze, 
mit deren Bau bis zum 31.12.2012 begonnen 
wird, 7.000 Euro für einen Platz in einer 
Tageseinrichtung und 2.100 Euro für einen 
Tagespflegeplatz. Für Plätze, mit deren Bau 
nach dem 31.12.2012 begonnen wird, wird ein 
Zuschuss von 5.250 Euro für einen Platz in 
einer Tageseinrichtung und 1.575 Euro für 
einen Tagespflegeplatz gezahlt.  

Niedersachsen hat in den letzten Jahren beim 
Ausbau von Betreuungsplätzen für unter 
Dreijährige bereits erheblich aufgeholt. Die 
Betreuungsquote wurde in wenigen Jahren 
etwa vervierfacht: Im März 2006 lag sie noch 
bei 5,1 Prozent, im März 2011 waren es 
bereits 19,1 Prozent. 


